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Der Klimawandel und die Umweltzerstörung sind bekanntermaßen eine, wenn nicht die zentrale
Herausforderung für die Menschheit des 21. Jahrhunderts. Insbesondere die deutsche Regierung ist
sich ihrer Verantwortung bewusst wie keine andere. Die Aufgabe ist klar, bei aller Zustimmung zur
Rettung der Menschheit müssen natürlich vor allem die Profite und Konkurrenzfähigkeit des
deutschen Kapitals und die Unantastbarkeit seines bürgerlichen Staates selbst geschützt werden.

Sagen darf in Deutschland freilich jede/r, dass der Kapitalismus die Umwelt und das Mensch-Natur-
Verhältnis grundlegend zerstört. Handeln – darüber hinaus mit friedlichen Mitteln und zugunsten
rational vollkommen nachvollziehbarer Forderungen –, hier hört die Freiheit auf. Das gilt für den
effektiven Streik scheinbar genauso wie für die direkte Aktion.

Umso mehr muss dies natürlich der Fall sein, wenn jenes Handeln die Passivität nicht nur der
unmittelbaren Akteur:innen selbst durchbricht, sondern auch den Raum der öffentlichen Debatte zu
bestimmen, zumindest aber zu verändern beginnt. Immerhin sind gerade in bürgerlichen
Demokratien nebst dem Gewaltmonopol des Staates die Vorherrschaft von Gedanken, die die
Interessen des Kapitals stärken oder schützen, ein hohes Gut.

In diesem Sinne muss man jenes feststellen: Eine der erfolgreichsten Bewegungen der vergangenen
Jahre in Deutschland, die die Hegemonie der herrschenden Diskurse unter Druck setzte und
klimapolitische Forderungen anhand ihrer allgemeinen Sinnhaftigkeit und nicht ihrer
Verträglichkeit mit aktuellen Kapitalinteressen in die Debatte trug, ist fraglos die Letzte Generation.

Ihren Aktionen schlossen sich zahlreiche junge und alte Menschen an, die sich seit 2019 über drei
Jahre restlos hatten überzeugen können, dass die Fakten gepaart mit letztlich symbolischen
Massendemonstrationen wie von Fridays for Future keine oder deutlich unzureichende Maßnahmen
durch Staat, Kapital und Regierung zur Folge hatten.

Es ist eben nicht eine vermeintlich kriminelle Energie, die die Aktiven der Letzten Generation
antreibt. Ihren Mut ziehen sie aus der faktisch absehbaren Überschreitung der Kipppunke in den
Umweltsystemen. Dieser Prozess ist bereits im vollem Gange, mit Folgen, die einen dystopischen
und bisher kaum absehbaren Charakter annehmen werden.

Nachdem anderthalb Jahre vergangen sind und eine energische Kampagne der bürgerlichen Medien
gegen die Letzte Generation zwar die Spaltung der öffentlichen Meinung, keinesfalls aber eine
Minderung der Popularität der Bewegung herbeiführte, nachdem Inhaftierungen und eine erste
Inszenierung der Letzten Generation als krimineller Vereinigung scheiterten, konnte die Bewegung
einen, wenn auch kleinen Erfolg vorweisen. Die Zustimmungswerte zu Tempolimits auf deutschen
Autobahnen steigen in der deutschen Bevölkerung.

Damit kommt genau der richtige Zeitpunkt für Staatsanwaltschaft und Polizei, eine großangelegte
Razzia gegen die Bewegung durchzuführen. Fünfzehn Wohnungen wurden am Mittwochmorgen des
24. Mai im Bundesgebiet durchsucht. Die Internetseite der Letzten Generation wurde abgeschaltet.

Besonderes Interesse galt auch ihren Spendengeldern. Immerhin kann es in einem Rechtsstaat nicht
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angehen, dass Arbeiter:innen wie auch Angehörige der Mittelschichten, aus denen sich ihre Aktiven
zusammensetzen, auf kollektiven Beistand hoffen dürfen, wenn sie sich der individuellen
Kriminalisierung durch den bürgerlichen Staat ausgesetzt sehen.

Ziel der Razzia ist es, die Letzte Generation organisatorisch zu schwächen und über die
Kriminalisierung der Bewegung vielleicht nicht unmittelbar ihre bisher Aktiven an weiteren
Aktionen zu hindern, sicherlich aber den Zustrom weiterer Aktiver zu hemmen und mögliche
Spender:innen zu verunsichern.

Den Inhalt der Bewegung selbst nicht vergessen wollend, etwas, dessen sich viele Medien und
Politiker:innen regelmäßig schuldig machen: aus rationaler, ökologischer, sozialer und
volkswirtschaftlicher Sicht sind ihre Forderungen nach einem 9-Euro-Ticket und einem Tempolimit
von 100 km/h vollkommen berechtigt. Die Forderung, einen Gesellschaftsrat technokratisch
einzusetzen, hat einen utopischen Charakter, der auch die politischen Schranken dieser
Gruppierung deutlich macht.

Dass die sogenannte „Fortschrittskoalition“ insbesondere auch diesen zwei Forderungen nicht
nachgeben möchte, weil dann womöglich ein Teil der oberen Mittelschichten sich von dieser
abwenden könnte, vermutlich noch wichtiger, weil man einer sozialen und ökologischen Bewegung
zu ihren Bedingungen entgegenkäme, das lässt tief blicken.

Es mag in der Debatte über die Strategie der Letzten Generation selbst viele unterschiedliche
Meinungen geben. Wir haben etliche unserer Gedanken und auch Kritik an anderer Stelle geäußert.
Ganz sicher entblößt sie aber durch ihr Handeln die innere Dynamik sowohl des bürgerlichen
Diskurses als auch Staates.

Wir fordern daher ein sofortiges Ende der Kriminalisierung der Letzten Generation und rufen zu
Solidaritätsaktionen auf. Ebenfalls denken wir, dass sich die ökologischen und sozialen Bewegungen
in Deutschland eines ganz gewiss von der Letzten Generation abschauen können: mutig und
selbstgewiss im Angesicht von öffentlicher Diffamierung als auch Gewalt durch Staat und
Wutbürger:innen ihren berechtigten Anliegen nachzugehen.
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